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Demokratie-Newsletter 

 

Der monatliche Demokratie-Newsletter bietet einen Überblick über die wichtigsten Entwick-
lungen im Bereich der Demokratie und der politischen Rechte. Er beinhaltet eine Auswahl 
relevanter Medienberichte, Urteile, Details zu nationalen Volksinitiativen und Hinweise auf 
neue juristische Publikationen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Schweiz. Wir achten 
hierbei darauf, dass auch wichtige und aktuelle Themen aus den Bereichen Föderalismus, 
Politik, Staats- und Rechtsphilosophie sowie Fragen aus dem öffentlich-rechtlichen Verfah-
rensrecht aufgeführt werden. 
 
Herausgeber des Newsletters sind seit Januar 2025 das Zentrum für Demokratie Aarau 
(ZDA) und der Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht unter besonderer Be-
rücksichtigung von Demokratiefragen an der Universität Zürich von Prof. Dr. Andreas Glaser. 
Begründet wurde der Demokratie-Newsletter im August 2017 durch Prof. Dr. Dr. Andreas 
Kley und seine damaligen Mitarbeitenden am Lehrstuhl für öffentliches Recht, Verfassungs-
geschichte sowie Staats- und Rechtsphilosophie an der Universität Zürich. 
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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

 

 02.09.2025, S. 7 

Die Schweiz muss EU-Recht übernehmen – aber nicht automatisch. Um 
das Kleingedruckte im neuen Vertragspaket tobt ein heftiger Streit – man-
ches lässt sich klären. (Link) 

 

 03.09.2025, S. 9 

Das Bundesgericht gibt keine Antwort zum EU-Recht. Ein umstrittenes Ur-
teil von 2015 sorgt in der Europadebatte für Turbulenzen. (Link) 

 

 

03.09.2025, S. 21 

Fremdwörter verboten: Stimmcouvert gibt es nun auch in einfacher Spra-
che. Barrierefreie Kommunikation. Mit leichter Sprache will die Stadt Zürich 
politische Informationen zugänglicher machen. Welche Regeln dabei gelten 
und wer davon profitiert. (Link) 

 

 

04.09.2025, S. 2 

Bundesrat will Tempo 30 erschweren. Albert Rösti setzt sich durch. Die Auf-
lagen für neue Tempo-30-Abschnitte sollen verschärft werden. Damit greife 
der Bund «übermässig» und ohne Not in ihre Autonomie ein, sagen be-
troffene Städte und Gemeinden. (Link) 

 

 04.09.2025, S. 9 

Bundesrat will Gegenvorschlag zur Konzernverantwortung. Die Urheber der 
Volksinitiative für strengere Konzernregeln zu Umweltschutz und Men-
schenrechten orientieren sich an der EU. Das will im Prinzip auch der Bun-
desrat tun. Die EU hatte 2024 strenge Regeln beschlossen, doch nun sind 
Lockerungen angesagt. (Link) 

 

https://www.nzz.ch/schweiz/streit-um-das-kleingedruckte-der-eu-vertraege-die-schweiz-muss-neues-recht-uebernehmen-aber-nicht-automatisch-ld.1899013
https://www.nzz.ch/schweiz/steht-das-eu-recht-ueber-der-verfassung-das-bundesgericht-huellt-sich-in-schweigen-ld.1900446
https://www.tagesanzeiger.ch/leichte-sprache-bei-den-zuercher-abstimmungsunterlagen-was-ist-das-990809059154
https://www.tagesanzeiger.ch/tempo-30-verordnung-von-albert-roesti-provoziert-gemeinden-303498794445
https://www.nzz.ch/schweiz/neue-initiative-zur-konzernverantwortung-bundesrat-will-gegenvorschlag-unter-beruecksichtigung-der-eu-entwicklung-ld.1900785
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 07.09.2025, S. 24 

[Gastkommentar von Michael Hermann] Das Drama um die Masseneinwan-
derungsinitiative könnte sich wiederholen. Die neuen Verträge mit der EU 
geniessen eine breite Abstützung. Sagen die Umfragen. Aber das heisst 
wenig: Denn zuvor wird noch über die 10-Millionen-Initiative abgestimmt – 
es droht ein bekanntes Muster. (Link) 

 

 07.09.2025, S. 42 

[Gastkommentar von Jürg Müller] Alle lieben die direkte Demokratie. Mit ei-
nem Update wird sie noch besser. Es wird Zeit, dass die Schweiz ihre Volks-
rechte modernisiert. Um die Flut der Volksinitiativen einzudämmen, sollten 
mehr als 100 000 Unterschriften erforderlich sein. (Link) 

 

 15.09.2025, S. 8 

Krimi um die Heiratsstrafe: mit einem Referendum und Initiative gegen die 
Individualbesteuerung. Die Gegner der neuen Ehepaarbesteuerung streben 
eine Referendumsabstimmung an, die Mitte-Partei setzt zusätzlich auf eine 
eigene Volksinitiative. Kann sie die Individualbesteuerung noch stoppen? 
(Link) 

 

 

16.09.2025, S. 19 

Der Zürcher Kantonsrat will Stellvertretungen ermöglichen. Das Parlament 
stimmte am Montag für Stellvertretungen. Nun muss die Bevölkerung über 

die nötige Verfassungsänderung entscheiden. (Link) 

 

 

18.09.2025, S. 3 

Bis zu 60 Prozent der Unterschriften genügen den gesetzlichen Anforde-
rungen nicht. Unterschriftenbschiss geht weiter. Bei Sammlungen für 
neue Initiativen verzeichnen Gemeinden hohe Ungültigkeitsquoten. Ge-
sammelt wurde zum Teil von SVP-nahen Firmen, hinter denen eine Zürcher 
Kantonsrätin, ein Werber und ein Romand stehen. (Link) 

https://www.nzz.ch/nzz-am-sonntag/report-und-debatte/bilaterale-iii-und-zuwanderung-kommt-es-zur-naechsten-krise-ld.1901296
https://www.nzz.ch/wirtschaft/alle-lieben-die-direkte-demokratie-mit-einem-update-wird-sie-noch-besser-ld.1900926
https://www.nzz.ch/schweiz/krimi-um-die-heiratsstrafe-mit-referendum-und-initiative-gegen-die-individualbesteuerung-ld.1901642
https://www.tagesanzeiger.ch/zuerich-kantonsrat-beschliesst-stellvertretungsregelung-256401266223
https://www.tagesanzeiger.ch/svp-kampagnenformen-sammeln-viele-ungueltige-unterschriften-323830435575
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 18.09.2025, S. 11 

Der Stadtrat zieht vors Bundesgericht gegen einen Entscheid des Kantons-
rats. Im Kampf um Tempo 30 beschreitet die Stadt schon wieder den 
Rechtsweg. (Link) 

 

 

20.09.2025, S. 3 

Bundesrat auf Konfrontationskurs mit Kantonen. Frühfranzösisch-Pflicht. 
Der Streit um das Unterrichten einer zweiten Landessprache spitzt sich zu. 
Die Landesregierung will Frühfranzösisch falls nötig durchsetzen. (Link) 

 

 20.09.2025, S. 36 

[Gastkommentar von Kaspar Villiger] Die Demokratie verlangt von ihren 
Bürgern unentwegte Mitarbeit. Von allen bekannten Regierungsformen 
schafft der liberale Rechtsstaat die besten Bedingungen für ein Leben in 
Würde und Freiheit. Doch der Erfolg hat seine Tücken. Er macht die Men-
schen träge. (Link) 

 

 21.09.2025, S. 15 

Kontroverse Spende – die Swisscom gibt Geld an die Ja-Kampagne zur E-
ID. Laut einem Experten ist dies nicht zulässig. Nun prüft das Gegenkomitee 
den Gang vors Bundesgericht. (Link) 

 

 24.09.2025, S. 9 

Marathon gegen die EU: Die SVP bekämpft eine Annäherung an Europa 
gleich mit drei Initiativen. Während Ignazio Cassis für die neuen Verträge 
mit der EU weibelt, baut die SVP ein gewaltiges Abwehrdispositiv auf. (Link) 

 

 24.09.2025, S. 8 

Gegner der E-ID reichen Abstimmungsbeschwerde ein. Kritiker der elektro-
nischen Identität werfen der mehrheitlich bundeseigenen Swisscom 

https://www.nzz.ch/zuerich/kampf-um-tempo-30-schon-wieder-beschreitet-die-stadt-zuerich-den-rechtsweg-die-buergerlichen-fragen-hat-die-stadt-angst-vor-einem-volksentscheid-ld.1902924
https://www.nzz.ch/feuilleton/die-demokratie-muss-immer-neu-errungen-werden-ld.1902813
https://www.nzz.ch/schweiz/swisscom-spendet-geld-fuer-e-id-kampagne-nun-droht-eine-abstimmungsbeschwerde-ld.1903140
https://www.nzz.ch/schweiz/marathon-gegen-die-eu-svp-bekaempft-annaeherung-an-europa-gleich-mit-drei-initiativen-ld.1903778
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unzulässige Einflussnahme im Abstimmungskampf vor und verlangen eine 
Verschiebung der Abstimmung vom 28. September. (Link) 

 

 

30.09.2025, S. 2 

Bürgerinnen und Bürger sollen mit Unterschriften Gesetze einfordern kön-

nen. Politiker lancieren «Volksmotion». Parlamentarier aus fünf Parteien 
fordern ein neues Mitspracherecht zwischen Petition und Initiative: Anliegen 
sollen damit direkt ins Parlament gelangen. (Link) 

 

 

2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 31. Juli 2025 (1C_129/2025) 

Änderung des Dekrets zum Energiegesetz des Kantons Basel-Landschaft 
aufgrund des Energieplanungsberichts 2022 – Das Bundesgericht weist die 
Beschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Die Beschwerdeführer rügten, 
dass Teile des vom Landrat erlassenen Dekrets nicht als 
Ausführungsbestimmungen des Energiegesetzes qualifiziert werden 
könnten. Nach Ansicht des Bundesgerichts konnte die Vorinstanz das 
Dekret jedoch ohne Willkür für mit dem Energiegesetz im Einklang befinden. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 21. August 2025 (1C_439/2025) 

Gemeinderatswahlen in Vernier – Das Bundesgericht tritt nicht auf die 
Beschwerde ein, da diese offensichtlich verspätet sei. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 29. August 2025 (1C_212/2025) 

Kantonale Abstimmung vom 3. März 2024 über die Genfer Initiative «Für 
die Senkung der Fahrzeugsteuer» und über das als Gegenvorschlag 
dienende Gesetz – Das Bundesgericht weist die Beschwerde ab. Der 
Beschwerdeführer beantragte, das Ergebnis der Abstimmung für ungültig 

https://www.nzz.ch/schweiz/gegner-der-e-id-reichen-abstimmungsbeschwerde-ein-ld.1903726
https://www.tagesanzeiger.ch/volksmotion-buerger-sollen-direkt-gesetze-vorschlagen-koennen-238313189715
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=6&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F31-07-2025-1C_129-2025&number_of_ranks=982
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=4&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F21-08-2025-1C_439-2025&number_of_ranks=982
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=3&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F29-08-2025-1C_212-2025&number_of_ranks=982
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zu erklären. Namentlich sei die Wählerschaft weder korrekt noch vollständig 
über die Auswirkungen der Abstimmung informiert worden. Das 
Bundesgericht ist anderer Ansicht. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 11. September 2025 (1C_408/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über die 
kantonalen Liegenschaftssteuern auf Zweitliegenschaften – Das 
Bundesgericht weist die Beschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Der 
Beschwerdeführer beantragte, es sei der PostAuto AG bzw. PostAuto 
Graubünden die Weiterverbreitung von «Abstimmungspropaganda» des 
überparteilichen Komitees «Ja zur Abschaffung des Eigenmietwerts» in den 
Postautokursen im Bündnerland unter Strafandrohung zu verbieten. Das 
Bundesgericht stützt den Nichteintretensentscheid der Vorinstanz, da die 
Stimmrechtsbeschwerde verspätet gewesen sei. Laut Bundesgericht ist 
nicht zu erkennen, dass die Beschwerdefrist von drei Tagen eine 
Beschwerdeerhebung praktisch verunmöglicht hätte. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 11. September 2025 (1C_479/2025) 

Eidgenössische Volksabstimmung vom 28. September 2025 über die 
kantonalen Liegenschaftssteuern auf Zweitliegenschaften – Das 
Bundesgericht tritt nicht auf die Beschwerde ein, da diese statt bei einer 
zuständigen Vorinstanz direkt beim Bundesgericht eingereicht worden ist. 

 

2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 14. August 2025 (ACST/39/2025) 

Kantonale Abstimmung vom 28. September 2025 – Das Kantonsgericht 
weist die Beschwerde ab, soweit es darauf eintritt. Der Beschwerdeführer 
brachte insbesondere vor, dass der Genfer Grosse Rat die Titel zweier Ge-
setzesvorlagen geändert habe, um die Stimmbevölkerung zu täuschen. Das 
Gericht hält fest, dass offensichtlich irreführende Gesetzestitel grundsätz-
lich geeignet sind, die Meinungsbildung zu beeinflussen und damit eine Ver-
letzung der politischen Rechte darzustellen. Im vorliegenden Fall seien die 

https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F11-09-2025-1C_408-2025&number_of_ranks=982
http://relevancy.bger.ch/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F11-09-2025-1C_479-2025&lang=de&type=show_document
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3430353
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vom Grossen Rat gewählten Titel allerdings nicht als offensichtlich irrefüh-
rend anzusehen. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Schwyz vom 11. August 2025 
(III 2025 131) 

Ausserordentliche Gemeindeversammlung der Gemeinde Reichenburg 
vom 27. Juni 2025 – Das Verwaltungsgericht heisst die Beschwerde teil-
weise gut. Der Beschwerdeführer rügte eine fehlerhafte Verfahrensleitung 
anlässlich der Gemeindeversammlung, weil sein Antrag vom Gemeindeprä-
sidenten nicht entgegengenommen und zur Abstimmung zugelassen 
wurde. Das Verwaltungsgericht stuft den Antrag des Beschwerdeführers 
nicht als nach Schwyzer Recht unzulässigen (verdeckten) Ablehnungsan-
trag, sondern als zulässigen Rückweisungsantrag ein. Dieser ermöglicht es 
der Gemeindeversammlung, ein Geschäft bei mangelnder Entscheidreife 
für die notwendigen Zusatzarbeiten und -abklärungen an den Gemeinderat 
zurückzuweisen. Laut dem Verwaltungsgericht hätte der Gemeindepräsi-
dent den Rückweisungsantrag des Beschwerdeführers an der Gemeinde-
versammlung deshalb zur Abstimmung zulassen müssen. Weil die Sach-
vorlage in der Folge zu Unrecht an die Urne überwiesen wurde, hebt das 
Gericht die Überweisung auf und erklärt eine allfällige Abstimmung für un-
gültig. 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 

Keine 

 

 

 

 

 

 

 

https://gerichte.sz.ch/vg/?dec=29499d4b65484efe9f26c1b6295d0e1d&index=TRI&locale=de
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3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen1 

- Initiativen im Sammelstadium (12) (-1) 
- In Auszählung (4) (+1) 
- Beim Bundesrat hängig (5) (0) 
- Beim Parlament hängig (13) (0) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (2) (0) 

 

 

Botschaft des Bundesrats vom 13. August 2025 

In seiner Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Jederzeit Strom für 
alle (Blackout stoppen)» und zum indirekten Gegenvorschlag (Änderung des 
Kernenergiegesetzes) empfiehlt der Bundesrat die Ablehnung der Initiative 
und die Zustimmung zum Gegenvorschlag. (BBl 2025 2563) 

 

 

4. Publikationen 

 

 

BRÖCKER ANTONIA, Nachhaltigkeit erfordert Reform der Demokratie. Zur ver-
fassungsrechtlichen Weiterentwicklung demokratischer Institutionen im 
Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung, Jusletter vom 1. September 2025 
(Link)  

 

 GOETSCHEL LAURENT, Wie die Demokratie vor Kriegen geschützt werden 

kann, DeFacto vom 15. September 2025 (Link)  

 

 HETTICH PETER, Bundesgericht, I. öffentlich-rechtliche Abteilung, 10. Januar 
2025, 1C_679/2023, ZBl 126/2025, S. 490 ff. (LEXCampus) 

 

 
1 Stand 27. September 2025. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/2563
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2025/1251/nachhaltigkeit-erfor_c14bb95b80.html__ONCE&login=false
https://www.defacto.expert/2025/09/15/wie-die-demokratie-vor-kriegen-geschuetzt-werden-kann/
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/48a2a2e3-1fc1-42ac-a3d4-6fab644ce412
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 MÜLLER ROLAND/MADUZ CHRISTIAN, Die Rolle von Interessensgruppen in der 
Staatsleitung und die Sonderstellung der Sozialpartner, Zürcher Forum für 
Staatsleitung (ZFS), ZFS Nr. 13/2025 (Link) 

 

 

MÜLLER SEAN/LINDER WOLF, Schweizerische Demokratie, Institutionen, Pro-
zesse, Perspektiven, 5. überarbeitete und aktualisierte Auflage, Bern 2025 

(Verlag)  

 RASELLI NICCOLÒ, Ein ständerätlicher Coup, Die «Lex Gornerli» entgleist auf 
dem letzten Meter, Unser Recht vom 26. September 2025 (Link) 

 

 

ROTENBERG MARC, AI Policy (and Democracy): A Global Perspective, 
ZSR/RDS 144 (2025) I, Heft 4, S. 283 ff. (Legalis) 

 

 

SEILER HANSJÖRG, Obligatorisches Referendum für die «Bilateralen III»?, 
Jusletter vom 15. September 2025 (Link)  

 

 
STREBEL MICHAEL, Gemeindeversammlung oder Gemeindeparlament? Ak-
tuelle Diskussionen und Entscheidungen zur kommunalen politischen Or-
ganisation, Mitteilungsblatt der Schweizerischen Gesellschaft für Parla-
mentsfragen (SGP/SSP/SSP) 2025/2, S. 29 ff. (Link) 

 

 TÜRKMEN RÜTIL, Kein Stimmrecht, aber betroffen: Auswirkungen der direk-
ten Demokratie auf Ausländer:innen in der Schweiz, DeFacto vom 17. Sep-
tember 2025 (Link) 

 

 

WALDMANN BERNHARD/BELSER EVA/EPINEY ASTRID, Basler Kommentar, Bun-
desverfassung, 2. Auflage, Basel 2025 (Verlag) 

 

 

https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/Z%C3%BCrcher-FORUM-zur-Staatsleitung/Die-Rolle-von-Interessensgruppen-in-der-Staatsleitung-und-die-Sonderstellung-der-Sozialpartner.html
https://haupt.ch/schweizerische-demokratie/2329783258084145?srsltid=AfmBOoqxHQZvfpeL0wIvY4XkktpbmLqNfAUlOo2sIIxfTaSAITMMcOXH
https://unser-recht.ch/ein-staenderaetlicher-coup/
https://app.legalis.ch/legalis/chapterview-document.seam?documentId=pjpxu43sl5vdembsgvpwsx3igrpxgmrygm&facet=Ausgaben%1F2025%1FI%1F4&dynamic-toc=zsr
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2025/1253/obligatorisches-refe_ae1017510e.html__ONCE&login=false
https://sgp-ssp.net/wp-content/uploads/parlament-2025-2.pdf
https://www.defacto.expert/2025/09/17/kein-stimmrecht-aber-betroffen-auswirkungen-der-direkten-demokratie-auf-auslaenderinnen-in-der-schweiz/
https://www.helbing.ch/de/detail/ISBN-9783719048006/Bundesverfassung-BV?bpmctrl=bpmrownr.1%7Cforeign.192175-68-0-51228
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5. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 
 
Kontakt: 
 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, MLaw 

Dr. iur. Luka Markić, RA 

Joel Probst, BLaw 

https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
https://www.bger.ch/de/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

